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Die Nö Landesregierung beehrt sich zum Entwurf eines Bundesge­

setzes, mit dem das Bundesgesetz über die Beförderung gefähr­

licher Güter auf der Straße und über eine Änderung des Kraftfahr­

gesetzes 1967 und der Straßenverkehrsordnung 1960 (GGSt) geändert 

werden soll, folgende Stellungnahme abzugeben: 

1. Zu Art. I Z. 2 (§ 31): 

Niederösterreich begrÜßt grundsätzlich jede Verbesserung bei der 

Kontrolle von Gefahrenguttransporten an der Grenze. Eine wesent­

liche Verbesserung der derzeitigen Situation dürfte aber auch 

durch die geplanten Regelungen nicht eintreten. weil es nach wie 

vor erforderlich ist. Gendarmerieorgane herbeizuholen. um das Ver­

fahren nach § 27 GGSt durchzuführen. 

§ 31 Abs. 3 soll unverändert beibehalten werden. Hier stellt sich 

die Frage, ob das " Aushändigen" von Ausrüstungsgegenständen zur 

überprüfung tatsächlich in allen Fällen zu einer wirksamen Kon­

trolle genügt. Den praktischen Erfordernissen entspricht eher die 

Formulierung des § 26 Abs. 2 erster Satz GGSt. wonach Ausrüstungs­

gegenstände " zugänglich" zu machen sind. 
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Im Abs. 4 sollte ausdrücklich normiert werden, wer verpflichtet 

ist. das Einbringen in das Bundesgebiet zu verhindern. Nach Auf­

fassung Niederösterreichs kann sich diese Verpflichtung nur auf 

das Grenzeintrittszollamt beziehen. 

2. Zu Art. I Z. 3 (§ 4la): 

Nach der vorgesehen Regelung soll die Bundesprüfanstalt für Kraft­

fahrzeuge auf Anordnung des Bundesministers für öffentliche Wirt­

schaft und Verkehr Kontrollen nach § 26 GGSt durchführen. Eine 

verfassungskonforme Auslegung dieser Bestimmung kann nur bedeu­

ten, daß die BundesprUfanstalt hier als Hilfsorgan für den Bundes­

minister tätig wird. Eine andere Auslegung (und die Annahme einer 

Behördensteilung) widerspräche dem Art. 10 2 Abs. 2 B-VG. Man 

könnte aber auch die Ansicht vertreten, daß die Bundesprüfanstalt 

durch die getroffene Regelung nun für die " Behörde" im Sinn des 

§ 26 GGSt auf deren Anordnung einschreiten soll, zumal dies dem 

bundesstaat lichen Aufbau der Bundesverfassung eher entspricht. 

Die Formulierung des 2. Satzes des § 4la bringt auch keine Klar­

stellung. 

Daneben ist die gewählte Formulierung "sie ist berechtigt, 

Pflichten wahrzunehmen" zumindest sprachlich verfehlt. 

Nach Ansicht der Nö Landesregierung ist aber auch die Regelung 

des § 4la letzter Satz verfassungs recht lieh bedenklich. Diese 

Bestimmung sieht eine Vereidigung der Organe der Bundesprüf­

anstalt nach § 97 Abs. 2 StVO vor. Die Organe der Bundesanstalt 

sind bei der Ausübung der vorgesehenen Tätigkeit nicht Organe der 

"Straßenaufsicht". Die gesetzliche Regelung der Ausstattung von 

Kraftfahrzeugen, die der Beförderung gefährlicher Güter dienen 

bzw. die Verpackung derart zu befördernder gefährlicher Güter und 

die Beförderung selbst sowie deren Vollziehung fällt nach Art. 10 

Abs. 1 Z. 9 B -VG (" Kraftfahrwesen") in die Zuständigkeit des 

Bundes (vgl. VfSlg. 80 35 ). Die Vollziehung der " Straßenpolizei" 
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ist dagegen gemäß Art. 11 Abs. 1 Z. 4 B-VG Landessache in der 

Vo11ziehung. 

Sollte durch die vorgesehene Vereidigung allerdings bezweckt wer­

den, die Organe der Bundesprüfanstalt zu Anhaltungen im Sinn des 

§ 97 Abs. 5 StVO 1960 zu ermächtigen, so ist zu sagen, daß es 

zweckmäßiger wäre, diese Anhaltungen durch geschulte und unifor­

mierte Organe der Polizei oder Gendarmerie durchführen zu lassen. 

Die NÖ Landesregierung regt daher an, die zur Vollziehung des 

§ 26 GGSt berufenen Behörden ausdrücklich zu ermächtigen, Organe 

der Bundesprüfanstalt für Kraftfahrzeuge als die "ihnen zur Verfü­

gung stehenden Organe" heranziehen zu können. 

3 .  Zu § 1 3 1  KFG: 

Auf die zu Punkt 2 vorgebrachten Argumente wird verwiesen. 

Dem Präsidium des Nationalrates werden u.e. 25 Ausfertigungen 

dieser Stellungnahme übermittelt. 

NÖ Landesregierung 

L u d  w i g 

Landeshauptmann 
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1. An das Präsidium des Nationalrates (25-fach) 

2. an alle vom Lande Niederösterreich entsendeten Mitglieder 

des Bundesrates 

3. an alle Ämter der Landesregierungen 

(zu Handen des Herrn Landesamtsdirektors) 

4. an die Verbindungsstelle der Bundesländer 

zur gefälligen Kenntnisnahme 

Für die Richtigkeit 

der Ausfertigung 
('C "-/ ' 
�-r '., 
�"'" . .,.L /\�� -----r 

NÖ Landesregierung 

Lu d w i g 

Landeshauptmann 
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